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Standespolitik

Verlierer im Kartenspiel
Elektronische Gesundheitskarte: Für Zahnärzte teuer und nutzlos

Laut Gesetz müsste die elektronische
Gesundheitskarte (eGK) seit Anfang 2006
flächendeckend im Einsatz sein. Aufgrund
ständiger Verzögerungen hat sich das
Großprojekt den Spitznamen Maut II
eingehandelt. Die Pannen der letzten
Wochen machten das Chaos perfekt:
Der Datenschutz steht in Frage, und die
Zahnärzte werden zur Kasse gebeten.

Das Projekt ist ehrgeizig: 123 000
niedergelassene Ärzte, 65 000 Zahn-
ärzte, 2200 Krankenhäuser, 21 000

Apotheken und rund 270 Krankenkassen
sollen miteinander verknüpft werden. Wer
ein derart komplexes Kommunikationsnetz
plant, noch dazu mit den sensibelsten Daten,
die es gibt, sollte vorab Vertrauen schaffen.
Das Gegenteil bewirkte die Gesellschaft für
Telematikanwendungen der Gesundheits-
karte (gematik). Sie gab bei der renommier-
ten Unternehmensberatung Booz Allen Ha-
milton eine Kosten-Nutzen-Analyse zur eGK
in Auftrag. Nachdem das Bundesgesund-
heitsministerium im September 2006 qua Er-
satzvornahme die Gesamtverantwortung für
das Projekt übernommen hatte, war man
über die Ergebnisse der Untersuchung offen-
bar not amused. Die Studie wurde als „gehei-
me Verschlusssache" behandelt. Das Ministe-
rium stellte angeblich einen Überarbeitungs-
bedarf fest. Fragt sich, auf welcher Basis,
denn nach eigenen Angaben verfügt die Be-
hörde über keine eigenen Berechnungen (BT-
Drucksache 16/2973). Der gematik oder ihrem
Auftragnehmer ist es nicht gelungen, ihre
Studie zu schützen. Auf der Homepage des
Chaos Computer Clubs (www.ccc.de) kann
jedermann nachlesen, dass die Ärzte und
Zahnärzte bei der eGK kräftig draufzahlen
werden. Das wirft die Frage auf, wie die ge-
matik die Gesundheitsdaten von 80 Millio-
nen Krankenversicherten schützen will,
wenn es ihr nicht mal gelingt, ein einzelnes
Dokument geheim zu halten. 

Laut Studie wird die elektronische Gesund-
heitskarte erheblich teurer als geplant. In der
fünfjährigen Einführungsphase werden die
Telematik-Infrastruktur und der Aufbau der
Anwendungen zwischen 3,9 und 7 Milliar-
den Euro verschlingen. Der „Erwartungswert"
beträgt 5,2 Milliarden Euro. Darin sind die
rund 585 Millionen Euro Anschaffungskos-
ten für die Karten noch nicht enthalten.
Demgegenüber veranschlagt das Ministe-
rium nur 1,4 Milliarden Euro für die gesamte
eGK-Einführung.

Null Nutzen
Booz Allen Hamilton zufolge übertreffen die
Kosten die von der Karte erhofften Einspa-
rungen in den ersten fünf Jahren um rund
800 Millionen Euro. Entlastet werden jedoch
die Kassen – netto um 2,2 Milliarden Euro.
Die Verfasser der Kosten-Nutzen-Analyse ge-
hen davon aus, dass die Ärzte in den ersten
fünf Jahren unterm Strich 1,38 Milliarden
Euro draufzahlen. Für die Zahnärzte liegen
die Kosten in den ersten fünf Jahren bei 476
Millionen Euro, ihr Nutzen bei 78 Millionen
Euro. Damit zahlen sie netto 399 Millionen
Euro. Hinzu kommen Ausgaben der Kassen-
zahnärztlichen Bundesvereinigung (KZBV)
und Bundeszahnärztekammer (BZÄK) in Höhe
von 41 Millionen Euro – bei Null Euro Nutzen.
Auch aus der Zehn-Jahres-Prognose von
Booz Allen Hamilton gehen die gesetzlichen
Krankenkassen als größte Profiteure hervor.
Ihr Nettonutzen liegt hier bei 4,2 Milliarden
Euro, gefolgt von den privaten Krankenversi-
cherern mit knapp einer Milliarde Euro. Aus
Sicht der Krankenhäuser beginnt die Karte
nach zehn Jahren, sich zu rechnen. Für alle
anderen Beteiligten im System ist die Karte
auch nach zehn Jahren noch eine finanziel-
le Belastung. Verlierer des Kartenspiels sind
die Zahnärzte. Für sie fällt die Zehn-Jahres-
Perspektive gravierend schlechter aus als der
Fünf-Jahres-Zeitraum, denn die freiwilligen
Anwendungen der eGK – zum Beispiel die
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elektronische Patientenakte und der Arzt-
brief – werden erst zu einem späteren Zeit-
punkt eingeführt und fallen schwer ins Ge-
wicht. Die Autoren der Studie erwarten in
den ersten zehn Jahren für die Zahnärzte
Ausgaben in Höhe von 1,23 Milliarden Euro,
die durch den Nutzen in Höhe von 164 Milli-
onen Euro nicht annähernd aufgefangen
werden. Weitere 29 Millionen Euro zahlen
die Zahnärzte in diesem Zeitraum über ihre
Körperschaften auf Bundesebene für das
Gesamtprojekt.

Arbeitsplätze in der Slowakei
Die Verfasser der Kosten-Nutzen-Analyse
stellen fest: „Zahnärzte haben keinen wirk-
lichen Nutzen durch die eGK. Anders als bei
Ärzten oder Apothekern, ohne die die Prozes-
se der Telematik-Infrastruktur nicht durchge-
führt werden könnten, wäre es denkbar, die
Zahnärzte beispielsweise gar nicht oder erst
zu einem späteren Punkt an der eGK zu be-
teiligen.“ Booz Allen Hamilton schlägt vor,
das Kosten-Nutzen-Verhältnis um 683 Milli-
onen Euro zu optimieren, indem die eGK im
zahnärztlichen Bereich auf die verpflichten-
den Anwendungen beschränkt wird, ansons-
ten stünde der Nutzen „in keinem adäquaten
Verhältnis zu den ermittelten Kostenwerten
für diese Berufsgruppe“. Das Bundesgesund-
heitsministerium scheint davon jedoch un-
beeindruckt. Ein Sprecher von Bundesge-
sundheitsministerin Ulla Schmidt kündigte
an, die Studie werde neu erstellt. Die Berater
hätten angeblich mit überhöhten Zahlen
gearbeitet. So geht die Regierung mit Kritik
um: Die Autoren der Kosten-Nutzen-Analyse
stellten nämlich insgesamt fest, „dass die Kon-
zepte und technischen Lösungen mehr und
mehr überfrachtet werden“, seit Schmidt die
Steuerung der gematik übernommen hatte.
Statt internationale Standards zu überneh-
men, habe die Ministerin neue Standards
teuer entwickeln lassen – wohl um der deut-
schen Industrie Aufträge zu sichern. Schmidt
wies die Vorwürfe zurück.
Inzwischen wurde bekannt, dass bei der Ver-
gabe der Aufträge offenbar nicht einmal
sichergestellt wurde, dass in der IT-Branche
deutsche Arbeitspätze geschaffen oder zu-
mindest erhalten werden. Der Münchner
Banknoten- und Chipkartenhersteller Gies-

ecke & Devrient, der ein Drittel des Marktvo-
lumens im Visier hat, ersetzte ein Werk in
Louisenthal am Tegernsee durch eine neu
eröffnete Chipkartenfabrik in der slowaki-
schen Stadt Nitra.

Ärzte immer skeptischer
Noch im Herbst letzten Jahres war Stand der
Planung, dass die Karte in acht Regionen ab
Anfang 2007 mit jeweils 10 000 und ab Mitte
2007 mit je 100 000 Versicherten getestet
wird. Im November 2006, also noch bevor
die ersten Tests zur elektronischen Gesund-
heitskarte gestartet sind, gab jedoch Bremen
als erste Modellregion den Ausstieg aus dem
Projekt bekannt. Kassenärztliche Vereini-
gung, Ärztekammer, Apothekerverein und
schließlich alle Gesellschafter haben sich
aus dem Projekt verabschiedet. Der stellver-
tretende Vorsitzende der KV Bremen, Günter
Scherer, begründete die Entscheidung mit
dem eklatanten Missverhältnis von Kosten
und Nutzen der elektronischen Gesundheits-
karte. Bei der Kassenärztlichen Bundesverei-
nigung (KBV) stieß der Schritt der Bremer auf
Verständnis. Schon im Sommer hatte eine
Umfrage der KV Nordrhein ergeben, dass 94
Prozent von mehr als 2000 Ärzten die Ein-
führung der Gesundheitskarte ablehnten.
Inzwischen forderte auch Ärztekammer-Prä-
sident Prof. Jörg-Dietrich Hoppe Nachver-
handlungen zur Finanzierung der eGK, ande-
renfalls würden die Ärzte das Projekt boykot-
tieren.
Dennoch rechnet das Gesundheitsministe-
rium nicht mit dem Ausstieg weiterer Test-
regionen. Um den Jahreswechsel starteten die
10 000er-Tests in Flensburg und in der sächsi-
schen Region Löbau-Zittau, jedoch noch ohne
das elektronische Rezept. Weitere Testregionen
sind Ingolstadt, Heilbronn, der Raum Bo-
chum/Essen, Trier und Wolfsburg. Flächende-
ckend einge-
führt wird die
Karte wohl
zwischen 2008
und 2010 –
zwei bis vier
Jahre später
als ursprüng-
lich geplant.
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